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„Der Tierquäler von heute 

ist der Mörder von morgen.“
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„Tierschutz ist keine Liebhaberei, sondern eine ernste, sittliche Pflicht im Interesse des Volks, des Staates und der Menschlichkeit.“ Manfred Kyber - Leider ist der deutsche Staat an dieser Pflicht nicht interessiert!



Guten Tag, Frau Ministerin,



wir möchten Ihnen noch nicht zu Ihrem neuen politischen Amt gratulieren, denn erst einmal muss man sehen, was Sie in diesem Amt leisten, ob Sie Ihrer Pflicht und Verantwortung gerecht werden. Nach unseren langjährigen Erfahrungen im Rahmen unseres ehrenamtlichen Engagements haben wir bisher mit keinem Politiker der etablierten Parteien auch nur eine positive Erfahrungen machen können, auch nicht mit Politikern/Angestellten der Justiz oder des Innenministeriums.



Grundlage dieses Schreibens ist der vorangegangene Schriftwechsel zum Gesetzesentwurf Ihrer Vorgängerin gegen Gewaltdarstellungen an menschenähnlichen Lebewesen. Auch die erneute Antwort im Auftrag Ihres Justizministeriums, allerdings noch vor Ihren Amtsantritt von einer Frau Kröger gegeben, zeigt, dass man offenbar nicht begreifen will, um was es tatsächlich geht. 



Es geht hier nicht um ein persönliches Anliegen einer Martina oder eines Jürgen Gerlach, sondern es geht darum, dass man, wenn man wirklich wirksam gegen Gewalt vorgehen will, bei den Ursachen ansetzen muss. Gewalt beginnt bei den Schwächsten unserer Zivilisationskette. Diese soll ganz offensichtlich weiterhin unberücksichtigt bleiben, denn man hält nur daran fest, gegen die Gewalt an „menschenähnlichen Lebewesen“ - was für ein Unsinn - auf Darstellungen, Videos u.ä. einzugehen. Aber die Gewalt beginnt gegenüber den Schwächsten, das sind eben nun einmal die Tiere in unserer Zivilisationskette, Gewalt setzt sich dann an den weniger Schwachen, das sind Menschen - nicht „menschenähnliche“ Lebewesen! - fort. Meint man mit diesem fragwürdigen Begriff vielleicht gar behinderte Menschen?



Wenn schon ein Gesetzesentwurf, der helfen soll, Gewalt in den Ursachen bereits zu verhindern, dann muss sich dieser auf Lebewesen generell beziehen, denn auch Videos und andere Darstellungen mit Verbrechen an Tieren sind Anstiftung zur Tierquälerei. Hätte man sich die beigefügten Anlagen angesehen und nicht nur einen Blah-Blah-Musterbrief versandt, dann hätte man in diesem Ministerium die Zeit sinnvoller genutzt.



Es ist ebenfalls falsch, dass es nur sehr vereinzelte Fälle der Verbreitung von Darstellungen, die Gewalttätigkeiten gegen Tiere zeigen, bekannt sind. Vielleicht gilt dies für Ihre Mitarbeiter. Offenbar ist man in Ihrem Ministerium nicht einmal über das tägliche Fernsehprogramm informiert. Und dies ist nur ein darstellendes Medium von vielen.



Es ist nicht nur falsch, sondern eine Schande, überhaupt von „menschenähnlichen Lebewesen“ zu reden, denn gerade für die Politiker ist es ja üblich, alles zu drehen, wie es gebraucht wird. Nochmals: Alle Tiere	(...)�	2



sind menschenähnliche Lebewesen, wenn sie in Tierexperimenten zum angeblichen Wohle der Menschen missbraucht und zerexperimentiert werden können. Da sind uns Mäuse, Ratten, Schweine, Hunde, Katzen, Fische, Vögel, Tauben und jede Tiergattung ähnlich.

Nicht menschenähnliche Lebewesen sind die Tiere, wenn sie vorsätzlich missbraucht werden als Nutz- und Schlachttiere, dann werden sie gequält und gemordet, weil sie eben angeblich nicht den Menschen ähnlich sind.



Dies sollte doch den im Gesetzesentwurf Ihrer Vorgängerin, Frau Däubler-Gmelin, enthaltenen Irrsinn schon deutlich machen - oder?



Sollten auch Sie als Nachfolgerin von Frau Däubler-Gmelin an diesem falschen Denken und dem Entwurf mit „menschenähnlichen Lebewesen“ festhalten, müssen Sie sich auch den Vorwurf gefallen lassen, dass zur Gewalt gegen Tiere animiert wird mit diesem Gesetz und durch Ihr Ministerium.



Auch das Aufzeigen angeblicher Bestrafungen bei Tierqualdelikten durch Zitieren des ohnehin zweifelhaften Tierschutz- richtiger Tiernutzgesetzes zeigt lediglich die Theorie auf. Die tägliche Praxis in Deutschland ist eine völlig andere, denn das Tierschutzgesetz wird in der Regel eben durch die Justizbehörden ad absurdum geführt. Die später aufgeführten Beispiele belegen dies. Es sind allesamt vorsätzliche Tierquälereien und damit Verstöße gegen das gültige Tierschutzgesetz, die aber dank der deutschen Justizbehörden keinesfalls bestraft werden. So ist die traurige Wirklichkeit in diesem Land!



Tatsache bleibt, dass nicht nur das gültige Tierschutzgesetz durch die deutschen Justizbehörden in der Regel ad absurdum geführt wird - bis hoch zum höchsten Gericht in diesem Land, sondern auch, dass die Tierquäler regelrecht dazu ermutigt werden, so weiterzumachen, denn es passiert ihnen ja fast bzw. meistens nichts.



Nicht unerwähnt möchten wir aber im Gegensatz dazu lassen, dass, wenn Anzeigen gegen Tierschützer erstattet werden, diesen fast umgehend „nachgegangen“ wird, die Tierschützer - und seit Juli 2000 auch betroffene Hundehalter - in der Regel entweder vor Gericht gezerrt werden, oder Strafgeldbefehle erhalten oder die Anzeigen von Tierschützern gegen Tierschinder, vor allem, wenn diese Amtsinhaber sind, im Keime erstickt werden. Da ist die deutsche Justiz äußest rührig und sehr schnell. Gleichgültig ob es Elfenbein- und Artenschmuggel oder Artenausrottung betrifft, ob es die von deutschen Politikern beleidigten, diskriminierten Hundehalter betrifft oder Tierschützer, die sich gegen nicht zu rechtfertigende Tötungsaufforderungen einsetzen, ob es das betäubungslose Schächten der Tiere, z.B. durch Angehörige des jüdischen oder des islamischen Glaubens betrifft, ob es die Pelztiermörder sind oder Menschen, die sich gegen das hinterhältige Morden der Tiere, Jagd genannt, einsetzen. Die Aufzählung lässt sich fortsetzen. Der gute Draht von z.B. Schächtbefürwortern oder Politikern, die an Tierqualskandalen direkt und indirekt beteiligt sind, funktioniert bestens. 



Auf der Strecke bleiben in erster Linie die geschundenen und gemordeten Tiere, dann die verantwortungsvoll handelnden Menschen, dann die Gerechtigkeit, allem voran Ethik und Moral, und jede Chance, Gewalt entgegenzuwirken. Als Sieger gehen in der Regel die Tierschinder/Tierquäler hervor, amtsmissbrauchende Behörden und Politiker der unterschiedlichsten Ebenen, gleiches gilt für tiermordende Tierärzte. Dies ist leider die Regel und wir können nicht nur, nein wir müssern sogar Dr. Haferbeck bestätigen: „(Bundes)-deutsche Justizbehörden - eine kriminelle Vereinigung?“ - Leider ja, der Alltag und auch hier das Herumwinden, um die Gewalt gegen Tiere nicht eindämmen zu brauchen, macht es immer wieder deutlich.



Der Attentäter von Erfurt hätte sehr wahrscheinlich sein brutales Werk nicht so reibungslos vollbringen können, wenn er sich nicht vorher am lebenden Objekt - konkret Tieren - geübt hätte - natürlich straffrei. Aber auch dies ist nur ein Beispiel von vielen, bei dem man sich zuerst am Tier übte. - Das aber interessiert die Verantwortlichen der deutschen Justiz nicht! - Dann braucht man sich auch nicht um Makulatur in Form eines Gesetzes zu üben, das die wirklichen Ursachen außen vor lässt.



Wenn Sie als Bundesjustizministerin wirklich und wirksam gegen die Gewalt in diesem Land etwas tun wollen, dann beginnen Sie bitte bei dem Gesetzesentwurf Ihrer Vorgängerin und beziehen Sie das Verbot von Gewaltdarstellungen generell auf Lebewesen. Sie wissen, dass der Tierschutz endlich den ihm schon lange zustehenden Verfassungsrang erhalten hat und nicht mehr nachrangig hingestellt werden darf - auch hier!	(...)�	3



Die Zusammenhänge zwischen der Gewalt, erst am Tier verübt, dann am Menschen fortgesetzt, wurden Ihrer Vorgängerin bereits aufgezeigt. Auch von PeTA ging ihr eine entsprechende Broschüre „Menschen, die Tiere quälen, belassen es selten dabei ...“ mit entsprechenden Praxisbeispielen zu. Es ist erwiesen, dass sich die Gewaltverbrecher in der Regel erst am Tier übten, da leider straffrei, bevor sie Menschen, auch Kinder, quälten und mordeten.



„Die Verbindung  zwischen Tiermissbrauch und noch gewalttätigerem Verhalten ist klar erkennbar. Die zerstückelten Überreste von Hunden und Katzen könnten morgen schon die Überreste von Kindern sein.“ Bezirksstaatsanwalt Terry Farmer



Bedenken Sie bitte, wie der kleine Jakob umgebracht und aufgefunden wurde: Verschnürt wie ein Päckchen. - Unzählige, als Päckchen verschnürte germordete Tiere, z.B. Hunde wurden und werden immer wieder gefunden. Die Dunkelzahl der Verbrechen an unseren Mitgeschöpfen liegt noch sehr viel höher, denn viele Morde an ihnen erfahren wir gar nicht. Dazu tragen sowohl Politiker, Behörden, aber auch Justizbehörden bei.



Ein weiterer Schritt soll und muss sein, darauf hin zu wirken, dass durch die deutschen Justizbehörden selbst nicht mehr Straftaten an Tieren und grausame Tierschindereien verharmlost und begünstigt werden, das gültige Tierschutzgesetz nicht länger durch Justizbehörden selbst ad absurdum geführt wird. Weiterhin muss sicher gestellt werden, dass keinerlei Gefälligkeitsurteile mehr zu Gunsten politischer Fehlentscheidungen gefällt werden, wie dies seit Jahren und bis heute gängige Praxis ist. Am deutlichsten wird dies wohl bei der Tierqualthematik sog. Kampfhunde, Kampfhundesteuer, aber auch beim Schächten.



Dazu zitieren wir die Bundesarbeitsgruppe gegen das betäubungslsoe Schächten:



„Mehr als 10 Jahre haben die Staatsregierungen in Bayern und Hessen das Recht verfälscht. Gesetze gebeugt, haben an die Stelle des geltenden Rechts ein „neues Recht“ propagiert und praktiziert, das mit dem Grundgesetz und der Verfassungsethik nichts mehr zu tun hatte. Beide Staatsregierungen standen mit Ihrem „Rechts�verständnis“ faktisch außerhalb der Verfassung. Daran hat sich bis beute nichts geändert.“ - Außer, dass sämtliche Rechtsverfälschungen, -verletzungen in dem Zusammenhang mit der Tierqualproblematik Schächten durch Tierschinder, Behörden, einschließlich Justizbehörden, Politiker aller Ebenen jetzt durch das Gefälligkeitsurteil des Bundesverfassungsgerichtes offiziell geregelt und legalisiert wurden. - Aber auch dies ist nur ein Beispiel von vielen.



Meinen Sie auch aufgrund beigefügter Beispiele nicht auch, dass man im Bundesjustizministerium einmal über die tägliche Praxis der Justizbehörden, das Verschleppen, Vertuschen von Tierquälereien und Skandalen nachdenken sollte, aber auch über die vielen Gefälligkeitsurteile zu Gunsten falscher politischer Entscheidungen und/oder Tierschinder? Veröffentlichungen wie z.B. „Justiz und Regierung im Zwielicht“ oder „Maulkorb für den Staatsanwalt - Wie Politiker die Justiz behindern“ machen ebenfalls die tatsächliche Verantwortungslosigkeit und/oder Hörigkeit von Behörden, die eigentlich unabhängige Entscheidungen zur Durchsetzung gültiger Gesetze treffen sollten, mehr als deutlich!



Vermutlich ist eine positive Änderung nur durch eine Reform der deutschen Justiz zu verwirklichen. Sicher ist dies eine wichtige und Sie fordernde Aufgabe, Frau Ministerin.



PS. Wenn Sie Gewalt und Terror gegen Menschen entgegenwirken wollen, dann müssen Sie zuerst der Gewalt und dem Terror gegen Tiere entgegenwirken und diese beenden helfen.

Im Auftrag aller Schutzbedürftigen



Martina Gerlach   Jürgen Gerlach





Anlagen

Ergebnisse durch Justizbehörden bei Anzeigen gegen Verstößen gegen das gültige Tierschutzgesetz; Zwei Stellungnahmen der Bundesarbeitsgruppe gegen das betäubungslose Schächten zum Skandalurteil des BVferG vom 15.1.2002; 1 Leserbrief zu diesem Urteil, Offener Brief „Wiederherstellung der Rechtssicherheit und Rechtsstaatlichkeit in Hamburger Behörden und Justiz“ 8.12.1998; Schreiben an Spiegel TV „Tierheime oder Mordarchen?“ - 21.10.2002; Terrorist Bin Laden - Erst übte man sich mit Giftgasversuchen an Hunden ...�„Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer	Anlage zum Schreiben an die Bundesjustizministerin

1. ein Wirbeltier ohne vernünftigen Grund tötet oder

2. einem Wirbeltier

a) aus Rohheit erhebliche Schmerzen oder Leiden oder

b) länger anhaltende oder sich wiederholende erhebliche Schmerzen oder Leiden zufügt.“ - Auszug aus Schreiben des Bundesjustizministeriums vom 26.9.2002



Zum Vergleich hier ein kleiner Auszug aus der Wirklichkeit! Die Anzeigen stammen nicht ausschließlich von uns, sondern auch von anderen Anzeigenerstattern und wurden uns zur Kenntnis weitergegeben. Es handelt sich hier auch nicht um Einzelfälle, sondern um die tägliche gängige Praxis!



Ein Abriss, wie durch deutsche Justizbehörden unsere Gesetze, vorrangig das Tierschutzgesetz, ad absurdum geführt werden. „(Bundes)-deutsche Justizbehörden - eine kriminelle Vereinigung?“ - so der Titel eines Buches von Dr. Haferbeck. Beantworten Sie sich die Frage selbst nach Studium dieses kleinen Abrisses, der die Wirklichkeit widerspiegelt und mit den Aussagen des Bundesjustizministeriums zur angeblichen Bestrafung z.B. bei Verbrechen an Tieren nicht das Geringste gemeinsam hat.



Eigene und andere 

Anzeigen

�Behörde�Anzeigengrund�Verlauf / Ergebnis��10.04.2002

25.04.2002�Staatsanwaltschaft Frankfurt/Oder

weitere Anzeigen durch andere TS-Gruppen�Vielfacher Mord an verschiedenen Tieren im Tierheim Zichow, auch Erschlagen, Erwürgen usw. Vermutliche Mittäterschaft bzw. Begünstigung durch Vet.-Behörde�Sachstandsanfragen 1.9.2002, 10.11.2002

Keinerlei Reaktion��31.08.1999�Staatsanwaltschaft Rostock�Verweigerte Hilfe für Tiere, Töten unzähliger Schafe,

Quälen von Hunden, Aussetzen von Hunden

Vermutliche Mittäterschaft bzw. Begünstigung durch Vet.-Behörde�Mehrfache Sachstandsanfragen, ohne eine Antwort, drei Jahre wurden die Ermittlungen verschleppt.

Mitteilung vom 19.9.2002 - nach Beschwerde über den Justizminister - dass Verfahren mangels Beweisen eingestellt wurde. Unbegreiflich, da unzählige Tierkadaver in Räumlichkeiten, auf Wiesen, Tierkadaverreste in Tonnen entdeckt wurden. Die meisten Tiere wurden gewaltsam umgebracht, wahrscheinlich geschächtet. Es gab etliche Dokumentationen, auch Fotodokumentationen und Zeugenberichte für die Bestätigung der grauenvollen Leichenfunde. Es gab Veröffentlichungen und eindeutige Aussagen zum Quälen und Aussetzen der Hunde.

Mit Schreiben vom 29.9.2002 beantragten wir Dienstaufsichtsbeschwerde über den Justizminister.��26.07.2002 �Staatsanwaltschaft Frankfurt/Oder

 und beim Polizeipräsidium Eberswalde�Töten von Hunden im Tierheim Angermünde

Vermutliche Mittäterschaft bzw. Begünstigung durch die zust. Vet.-Behörde�Verschiedene Korrespondenz, Bearbeitung läuft noch, Verschleppung wird befürchtet.

Tendenz: Abwürgung, Ignorieren, Leugnen der Verbrechen an den Tieren

Ergebnis steht noch aus.���Seite 2

19.09.2000�Staatsanwaltschaft Mönchengladbach Anzeige von uns und anderen, mit ca. 400 Unterstützern dieser Anzeige�Hundemord im Tierheim Mönchengladbach. Verantwortlich: Tierheimleiter für den Tötungsauftrag von 12 Hunden, die aufgrund Rassezugehörigkeit gemordet wurden,

2 Hunde tötete die beauftragte Tierärztin zusätzlich ohne Tötungsauftrag, offensichtlich im Tötungsrausch.�Die Ermittlungen wurden ca. 2 Jahre verschleppt. Nachdem gegenüber anderen Anzeigenerstattern die Einstellung des Verfahrens erklärt wurde, u.a. angeblich aus mangelndem öffentlichen Interesse und dies bei ca. 400 Anzeigenerstattern/-unterstützern! Weiteres Anmahnen des Ergebnisses der Ermittlungen uns gegenüber. Nach Beschwerde beim Generalstaatsanwalt und dann beim Justizminister mit mehrmaligen Anfragen endgültiger abschmetternder Bescheid vom 30.8.2002 vom Justizminister, trotz offensichtlichster Verstöße gegen TSG und vielfachen Tötens der Tiere „ohne vernünftigem Grund“.��06.04.2001

�Staatsanwaltschaft Darmstadt�Vorsätzliches Quälen des 11 Jahre alten Bullterriers Woody, Quälen über viele Monate hinweg durch Angestellte der Gemeindeverwaltung und mit Wissen des Amtsveterinärs�Bescheid vom 07.02.2002

Es wurde von einer öffentlichen Klage abgesehen gegen Zahlung eines Geldbetrages von 250,-- EUR an die Staatskasse - Na toll, dem Hund wurde psychisch und physisch über viele Monate hinweg nie wieder gut zu machender Schaden angetan und der Staat kassiert dafür!��22.02.2001

�Staatsanwaltschaft Heidelberg�Abstechen eines rassendiskriminierten Hundes durch einen Hundehasser - 28 Messerstiche, Bedrohung der Hundehalter

�Bescheid der Staatsanwaltschaft Mannheim vom 25.04.2001, dass Ermittlungen eingestellt. Für dieses grausame Abstechen des Tieres mit 28 Messerstichen bestand angeblich ein vernünftiger Grund, weil zwei Hunde sich nicht verstanden!��16.03.2001

04.03.2001

mehr als 20 Anzeigen!

�Staatsanwaltschaft Dortmund�Vorsätzliches, äußerst qualvolles und langsames Töten des American Staffordshire Terriers Apollo mittels acht Schüssen durch Polizisten und zwei Todesspritzen durch einen zweifelhaften Veterinär. Durch den unkontrollierten Schusswaffengebrauch auch Gefährdung von Menschen und Tieren.�Bescheid der Staatsanwaltschaft Dortmund vom 11.01.2002 - Einstellung des Verfahrens und Rechtfertigung dieses unverhältnismäßigen Vorgehens gegen den Hund, der besonders qualvoll gemordet wurde. Nicht tödliche Mittel wurden von vornherein gar nicht erst versucht. Die Staatsanwaltschaft rechtfertigt sowohl diese Tierquälerei und den völlig unkontrollierten Schusswaffengebrauch  unter dem Vorwand angeblich öffentlicher Gefahr durch den Hund. Im Nachhiein wurden auch manipulierte Zeugenaussagen bekannt, nicht unüblich in diesem Rechtsstaat! - Aber der Hund ist tot und das Verfahren eingestellt.��Juni 2002�Staatsanwaltschaft Bad Kreuznach�Anzeige gegen Unbekannt wegen Ankündigung Hundemord und Bedrohung von Hundehaltern  durch anonymen Brief�31.07.2002 Ermittlungen eingestellt. Täter konnte nicht ermittelt werden��Jan./Febr. 2002�Hamburger Amtsgericht�Riesenschnauzer, 7 Jahre, von Frauchen gehasst, von Herrchen erschlagen, Mediz. Gutachten: Crassus blutete aus Nase und Augen, hatte Hämatome am Bauch, die Organe waren dermaßen zerfetzt, dass der Rüde innerlich verblutet ist. Trotz seiner Verletzungen hat sich das Tier gewehrt. Sein Besitzer befestigte einen Stock an seinem Halsband, strangulierte den Hund, drückte ihn unter Wasser, ließ den Kadaver im Fluss Bille liegen.�Urteil: 16 Monate Haft auf Bewährung, fünf Jahre Hundehaltungsverbot! Das kann man Ermunterung zu weiteren Verbrechen an Tieren nennen. 

Der Tierschinder war bereits vorbestraft, saß zehn Jahre wegen fünf schwerer Vergewaltigungen in Haft. Aber was spielt das für eine Rolle, denn es ist ja nur ein hilfloses Tier grausamst zu Tode geschunden wurden.���Seite 3

21.02.2002�Staatsanwaltschaft Limburg�Eilige Anzeige gegen den Schächter Altinküpe und Schächten der Tiere ohne Betäubung und ohne Genehmigung�Dreifache Anfrage nach Eingangsbestätigung. Posteingang 06.04.2002 - Bescheid, dass Strafanzeige abgelehnt, es würde keine Straftat vorliegen. Widerspruch dagegen, dreimal eingereicht, erneut abgelehnt, Beschwerde beim Justizminister, nach etlicher Korrespondenz und weiter eingereichter Unterlagen erneutes Abschmettern. am 8.10.2002. Die mehrfach gestellte grundlegende Frage, deren wahrheitsgemäße Beantwortung  den Verstoß gegen gültiges TSG beweisen würde, wird ignoriert. Ganz offensichtlicher und öffentlich von Altinküpe verkündeter Verstoß gegen gültiges Gesetz wird begünstigt, bleibt ungeahndet.��21.04.2002�Staatsanwaltschaft Limburg�Anzeige gegen die den Schächter Altinküpe begünstigende Veterinärbehörde, die das Schächten ohne Vorliegen des zwingenden Nachweises duldet und genehmigt - mündlich!�Dreifache Anfrage nach Eingangsbestätigung. Posteingang 06.06.2002 - Bescheid, dass Strafanzeige abgelehnt, es würde keine Straftat vorliegen. Widerspruch dagegen, erneut abgelehnt, weitere Beschwerde beim Justizminister, nach etlicher Korrespondenz und weiter eingereichter Unterlagen erneutes Abschmettern dieses Doppelvorganges am 8.10.2002. Die mehrfach gestellte grundlegende Frage, deren wahrheitsgemäße Beantwortung  den Verstoß gegen gültiges TSG beweisen würde, wird ignoriert. Altinküpes Gesetzesverstoß und den der Vet.-Behörde wird von ganz oben - Justizministerium und hess. Ministerium gedeckt.��17.05.2002�Staatsanwaltschaft  Cottbus�Anzeige gegen den Betreiber  eines Bauernhofes in Luckau und den Schächter Semin wegen zigfachen Verstoßes gegen TSG und Schächten unzähliger Tiere ohne Betäubung, dafür im Akkord und ohne Genehmigung, veröffentlicht in „Welt am Sonntag“�23.05.2002 Mitteilung des AZ

15.09.2002 Hinzuziehung eines RA

Noch kein Ergebnis��18.02.1995�Staatsanwaltschaft Frankfurt/Main�Anzeige gegen Ignatz Bubis wegen Verstoß gegen das TSG, hier Beschwerde gegen Einstellungsbescheid�26.05.1995 verworfen

Rechtsbeugung  durch die Staatsanwaltschaften selbst?��12.07.1995�Bundesjustizministerin Bonn�Aufzeigen der Rechtsverfälschungen und Rechtsverletzungen und Aufzeigen der Bundespflichten gegen die Nichteinhaltung der geltenden Gesetze durch Politiker und Behörden, auch der Justiz vorzugehen. Schächten der Tiere ohne Betäubung.�Antwort nicht bekannt���Seite 4

07.08.1995�Senatsverwaltung für Justiz Berlin�Bezug: Schreiben der Staatsanwaltschaft beim Kammergericht, Senatsverwaltung für Gesundheit: Antwort auf Kleine Anfrage, Schr. an den Reg. Bürgermeister wegen durchgehender Verletzung diverser Strafbestimmungen des StGB in Verbindung mit mehreren laufenden Verstößen gegen das Grundgesetz�Forderung nach Eröffnung von Disziplinarverfahren gegen die beteiligten Staatsanwälte und verantwortlichen Politiker.

Antwort nicht bekannt��22.08.1995�Generalstaatsanwaltschaft Berlin�Ermittlungsverfahren gegen Bedienstete der Senatsverwaltung für Gesundheit wegen Verstoßes gegen TSG�Beschwerde vom 17.3.1995

Verfahren eingestellt mit Bescheid vom 14.8.1995��01.08.1996�Staatsanwaltschaft Berlin�Anzeige gegen Senatsverwaltung für Gesundheit wegen Verstößen gegen TSG und anhaltender Rechtsverletzungen - Schächten ohne Betäubung�Deutliches Aufzeigen, dass der Staatsanwalt Vorgänge verwechselt, miteinander verquickt, Ermittlungen gar nicht stattgefunden haben.

21.11.1996 abgelehnt��02.08.1997



�Staatsanwaltschaft Mainz�Anzeige wegen mehrfachen Verstoßes gegen TSG Schächten der Tiere ohne Betäubung und ohne Genehmigung.

Auch hier offenbare Mittäterschaft der Vet.-Behörden. zugunsten des Metzgers Jox in Bingen-Sponsheim�Einstellung des Ermittlungsverfahrens gegen Zahlung. Der Täter wird regelrecht durch die Staatsanwaltschaft Mainz zu weiteren Tierquälereien und Gesetzesverstößen ermuntert, denn das Schächten der Tiere ohne  Betäubung bringt viel Geld.

Gegen die Einstellung wurde Widerspruch erhoben, der wie üblich abgeschmettert wurde.��14.02.1996





�Staatsanwaltschaft Wiesbaden�Anzeige gegen das Hess. Ministerium wegen laufenden, groben Verstoßes gegen das TSG durch Ausgabe von rechtswidrigen Ausnahmegenehmigungen zum Schächten ohne Betäubung�Ergebnis unbekannt. Die Gesetzesverstöße von diesem Ministerium werden aber ungehindert weiter praktiziert.��19.06.1996

�AG Berlin�Anzeige gegen Israelitische Synagogengemeinde zu Berlin wegen vielfachen Verstoßes gegen TSG und Schächten der Tiere ohne Betäubung und ohne Genehmigung�06.08.1996 Einspruch gegen Einstellung des Ermittlungsverfahrens durch die Staatsanwaltschaft Berlin

21.11.1996 abgelehnt��16.10.1996

08.12.1996�Bundesjustizministerin�Aufzeigen der Rechtsverletzungen, Rechtswidrigkeiten, auch Rechtsverletzungen durch Generalstaatsanwälte der Länder und auch begünstigender Schritte des Bundesjustizministeriums für Verstöße gegen TSG in Bezug auf Schächten�Antwort nicht bekannt���Seite 5

13.01.1997

�Staatsanwaltschaft München�Anzeige gegen das Bayerische Staatsministerium für Arbeit, Sozialordnung, Frauen und Gesundheit

Anhaltende und vorsätzliche Verstöße gegen TSG sowie Amtspflichtsverletzung, Rechtsbeugung, Strafvereitelung im Amt, vorsätzliche Rechtsverletzungen des Grundgesetzes�Nicht einmal eine Empfangsbestätigung, daraufhin Beschwerde.

Angeblich hätte die Anzeige der Staatsanwaltschaft nie vorgelegen, offensichtliche Widersprüche bestätigen, dass die Staatsanwaltschaft die Anzeige gehabt haben muss und dies leugnet.

Eilabhandlung und Abschmettern der Anzeige

Abgelehnt 7.7.1997

8.8.1997 Einspruch��28.02.1997

�Amtsgericht Wiesbaden�Klage gegen das Hess. Ministerium für Frauen, Arbeit und Sozialordnung

wegen Verstoßes gegen TSG, tateinheitlich und in Verbindung mit Rechtsbeugung, Strafvereitlung im Amt, Begünstigung, weiterer Verstöße gegen die Verfassung�Die Klage wurde abgeschmettert. Die Gesetzesverstöße von diesem Ministerium weiter praktiziert, wie auch das diesjährige Beispiel Altinküpe beweist.��02.03.1999

�Staatsanwaltschaft München�Anzeige gegen Schächter und Genehmigungsbehörde wegen betäubungslosen Schächtens im Münchner Schlachthof�Ergebnis nicht bekannt, aber ungehindert wird Schächten für Juden dort seit Jahren genehmigt, begünstigt, ohne Nachweise der vom Gesetz geforderten Vorschriften und jetzt ja auch für Muslimen.��01.06.1999







�VWG Köln�Klage gegen Bundeslandwirtschaftsministerium und Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages wegen vielfacher Verstöße gegen TSG in Sachen Tierversuche und betäubungsloses Schächten�Vielfache Beleg- und Beweisführung seitens der Kläger und Aufzeigen der Falschaussagen der Beklagten.

Vorgang verschleppt, versickert.���13.01.1997�Staatsanwaltschaft München�Anzeige wegen Verstoßes gegen das TSG, Schächten ohne Betäubung und ohne Nachweis der vom Gesetz geforderten zwingenden Vorschriften�Einspruch am 8.8.1997

Abgewiesen unter scheinheiligen Vorwänden.��13.5.1997�Bundesverfassungsgericht�Verfassungsbeschwerde gegen Staatsregierung Bayern wegen Verstoßes gegen das TSG, Schächten ohne Betäubung und ohne Nachweis der vom Gesetz geforderten zwingenden Vorschriften�Mit Posteingang 07.09.1997 abgelehnt ohne verständliche und konkrete Begründung, dafür mit unzutreffenden und irreführenden Interpretationen��06.04.1998�Polizeipräsidium Hamburg�Anzeige gegen Haci Oruc wegen Schächten ohne Betäubung, öffentlich in der Zeitung angekündigt, obwohl dies ein wissentlicher Verstoß gegen TSG ist.�Die Anzeige wurde von Behörde zu Behörde verschoben, niemand wollte zuständig sein. Erste Ablehnung 5.8.1998, Widerspruch dagegen am 16.9.1998.

Erweiterung der Strafanzeige auf die Staatsanwaltschaft wegen Begünstigung und Strafvereitelung im Amt sowie Rechtsbeugung.

Mit Schreiben vom 15.3.1999 von der Staatsanwaltschaft Hamburg wurde das Ermittlungsverfahren eingestellt, offensichtlich fanden überhaupt keine Ermittlungen durch irgend eine Behörde statt und die Staatsanwaltschaft spielte wegen äußerst berechtigter Vorwürfe „beleidigte Leberwurst“.���Seite 6

02.01.2000�Staatsanwaltschaft Bad Kissingen�Anzeige wegen andauernder und fortgesetzter Tierquälerei, mehrfachen Verstoßes gegen TSG, Verdacht der Steuerhinterziehung beim gewerblichen Hundehandel und weiterer Straf�taten gegen Mario Busca, ca. 220 verwahrloste, unterernährte verängstigte, gequälte Hunde.�Mehrmaliges Nachfragen, zuletzt 1.4.2001

Bescheid vom 12.4.2001 Bescheid, dass wir keinen Anspruch auf Mitteilung hätten. Verfahren wurde eingestellt, trotz nachweislicher gequälter und getöteter Hunde, deren Leichen auch verscharrt oder in Kühltruhe gefunden wurden.��04.06.2000

�Staatsanwaltschaft Offenbach�Anzeige gegen Tierheim Offenbach wegen Verstoßes gegen TSG, Tötung von Hunden, vorsätzlich beschlossene Tötung von gesunden Hunden, Tötungsbeschluss belegt durch Protokoll�Mehrfache Sachstandsanfragen

19.01.2001 Ermittlungen eingestellt, angeblich lagen keine Verstöße gegen TSG vor, Tötungen wären notwendig gewesen, dies entgegen aller Zeugenaussagen; 09.02.2001 Widerspruch und Beschwerde gegen diesen Bescheid und die Staatsanwaltschaft, Zeugenvernehmung beantragt; 12.03.2001 erneute Einstellung der Ermittlungen��01.01.2001

05.03.2001�Staatsanwaltschaft Darmstadt

�Anzeige wegen Verstoßes gegen TSG, Zerschießen von 4 Familienhunden, darunter zwei Welpen mit 38 Schüssen durch Polizisten. Weitere Anzeige gegen die Polizisten, die 4 Familienhunde zerschossen. Die Polizisten brüsteten sich mit ihrer „Heldentat“. Der Polizeibericht ist äußerst zweifelhaft und widersprüchlich.

Ein anderer Polizist aus diesem Dienstbereich wurde massiv gerügt, da er einen rassendiskriminierten ausgesetzten Hund nicht erschoss, sondern einfing und ins Tierheim brachte.�Es fanden Ortstermine durch Hundeschutzbund statt, Rekonstruktion dieses Hundemordes, denn die Hunde waren auf einem mit Maschendraht eingezäunten Grundstück, dessen Zaun offensichtlich von außen manipuliert wurde. Ob es zum Prozess gekommen ist, ist unbekannt. Der Vorgesetzte dieser Polizisten äußerst sich nicht zu diesem Schießvorfall uns gegenüber.

��01.09.2000�Staatsanwaltschaft Wiesbaden�Anzeige gegen Wiesbadener Ordnungsbehörde wegen Verstoß gegen TSG. Behördlich angeordnete Hinrichtung des Familienhundes Baxter wegen Bellens  - An Baxter und andern Hunden wurde Anfang August 2000 ein Exempel statuiert. Dies war der Beginn der bis jetzt andauernden Hundeausrottungskampagne in Deutschland�21.10.2000 Klage der Hundehalterin abgeschmettert, obwohl auch diese Tiertötung eindeutig rechtswidrig war.��24.02.2001�Staatsanwaltschaft Hamburg�Anzeige wegen Volksverhetzung gegen Barbara Duden, Mitglied Hamburger Bürgerschaft. Sie rief zur Ächtung aller Hundehalter ausländischer Hunderassen auf, die vorsätzlich fälschlich als Kampfhunde bezeichnet werden. Sie diskriminierte und beleidigte vorsätzlich und in aller Öffentlichkeit diese Hundehalter.�05.04.2001 Ermittlungen eingestellt wegen angeblicher Verjährung���Seite 7

01.09.2000�Staatsanwaltschaft Hamburg�Anzeige gegen Gesundheitssenatorin Roth, Tierärzte Dr. Intelmann und Dr. Brehm, W. Poggendorf wegen vielfacher Verstöße gegen TSG. �25.04.2001 Einstellungsbescheid, angeblich keine tierquälerischen Misshandlungen und keine Tötungen ohne vom Gesetz verlangten vernünftigen Grund - alles entgegen eidesstattlicher Versicherungen und Zeugenaussagen, auch in anderen Anzeigen unterlegt.��06.10.2000�Staatsanwaltschaft Hamburg�Anzeige gegen den Tierarzt Dr. Intelmann wegen vielfachen Verstoßes gegen TSG und vorsätzlicher, besonders qualvoller Tötung gesunder Hunde aufgrund deren Rassezugehörigkeit�25.04.2001 Bescheid, dass Ermittlungen eingestellt��08.10.2000

22.11.2002�Staatsanwaltschaft Hamburg�Anzeige gegen den Tierarzt Dr. Intelmann, den Oberbürgermeister Runde, den Landestierarzt Dr. Brehm wegen vielfacher Verstöße gegen TSG, Anstiften zur Tierquälerei und Töten von Tieren ohne vernünftigen Grund und ohne Anlass, Amtsmissbrauch, Missbrauch des tierärztlichen Berufs usw.

Misshandlungen und Tötungen der zuerst im UKE untergebrachten Hunde und später im Endlager Harburg�Mehrfaches Anmahnen des Eingangs dieser Anzeige, des Aktenzeichens und des Sachstandes, Beschwerde, da keinerlei Reaktion und damit Begünstigungen von Tierquälereien, Tiertötungen und Verstößen gegen TSG.

Nach vielfachen Nachfragen, Mahnungen, Beschwerden mit Schreiben 28.11.2000 Mitteilung des AZ.

Erneute Sachstandsanfrage 06.01.2001, der Hundemord in HH wird währenddessen ungehindert Tier für Tier fortgesetzt.

25.04.2001 endgültiger Bescheid, dass Ermittlungen eingestellt wurden. Trotz offensichtlich tierquälerischer Haltung und entgegen gültigem Gesetz und Zeugenaussagen sowie eidesstattlichen Versicherungen konnten angeblich keine tierquälerischen Misshandlungen bestätigt werden und auch die qualvolle Haltung von ca. 200 Hunden in einer Halle wird als artgerecht dargestellt. 

28.04.2001 Widerspruch gegen diesen zweifelhaften Bescheid und Forderung Zeugenvernehmung sowie Beilage der uns vorliegenden EV

12.06.2001 Bescheid, dass Verfahren wieder aufgenommen wird.

08.08.2001 Erneuter Einstellungsbescheid, die Zeugenaussagen sind subjektive Empfindungen und reichen nicht aus, um einen Nachweis tierquälerischer Misshandlungen zu erbringen.

26.08.2001 Erneuter Widerspruch gegen den zweiten Einstellungsbescheid.���Seite 8

10.11.2000

18.11.2000

22.11.2000

09.03.2001�Generalstaatsanwältin Hamburg�Beschwerde wegen evtl. Verschleppung unserer Anzeige vom 8.10.2002 und in Folge dessen weitere Hundetötungen, z.B. geplante Massentötung von 138 Hunden durch den Hamburger Senat; Ergänzung  wegen rechtswidriger Enteignungen von Hunden und geplante Massentötungen der Hunde. Anzeige erweitert auf die Senatorin Roth.

Weitere Bitten/Forderungen, endlich tätig zu werden, um die geplanten Massentötungen der Hunde durch den Hamburger Senat zu verhindern.�21.11.2000 Bescheid, dass unsere Anzeige weitergeleitet ist und bearbeitet wird und man keinerlei Veranlassung sieht,  für weitere Maßnahmen - Die Generalstaatsanwältin

Fax 25.11.2000 mit Forderung von uns, dass einstweilige Verfügung für Tötungsstopp veranlasst wird. 

14.03.2001 Bescheid, dass unsere Dienstaufsichtsbeschwerde zur Prüfung weitergeleitet wurde. 

23.03.2001 weiterer Bescheid  von Staatsanwaltschaft HH, dass Beschwerde geprüft wird.

17.4.2001 Bescheid Staatsanwaltschaft HH, dass die Anzeigen angeblich sachgerecht bearbeitet werden. Vorbereitung einer Abschlußverfügung. Ankündigung, dass wir Info erhalten über Verfahrensausgang

26.08.2001 erneute Beschwerde wegen Behandlung von Strafanzeigen und konkreten Verstößen gegen TSG, Hinweis auf Verschleppung und unzureichende bzw. falsche Ermittlungen.

11.09.2001 Zurückweisung unserer erneuten Beschwerde durch Gen.-Staatsanwältin unter äußerst zweifelhaften Vorwänden. Immerhin wurden offiziell in Hamburg ca. 100 Hunde getötet, die Dunkelziffer liegt auch hier höher.��13.11.2000

18.11.2000�An den Vorsitzenden des Hanseatischen Oberlandesgerichts�Verhindern vorsätzlicher Verstöße gegen TSG, Verhindern des vorsätzlichen Tötens von 138 gesunden Hunden des Endlagers Hamburg-Harburg, Ergänzung  wegen rechtswidriger Enteignungen von Hunden und geplante Massentötungen der Hunde�Keine Antwort.��20.11.2002�Bundesjustizministerin�Stoppen der tödlichen Rechtswidrigkeiten in Hamburg und der damit vorsätzlichen Verstöße gegen TSG�Mit Schreiben vom 30.11.2002 abschmetternde Antwort, nicht zuständig, Schreiben weitergeleitet.��23.11.2000�Leitender Oberstaatsanwalt bei der Generalstaatsanwaltschaft Hamburg�Forderung zum Handeln, gegen die vom Hamburger Senat am 28.11.2000 geplante Massentötung von 138 Hunden  und die geplante Razzia, bei der 1000 Hunde rechtswidrig zwangsenteignet werden sollen�S. auch Ergebnis Generalstaatsanwältin  - keine Veranlassung zum Handeln��������Seite 9

September 2000�Anzeige gegen schießwütigen Polizisten�Hamburg am 11.9.2000 zerrt ein Polizist aus einem Jeep einen mit doppelter Leine angeschirrten Hund, weil er seine Rasse verwechselte. Vor den Augen der Besitzerin, die schrie: Nicht schießen, es ist mein Hund, wurde der Hund mit vier Schüssen zerschossen. Normalerweise hätte die Leiche des Hundes drei Tage aufbewahrt werden müssen, Mäxchen wurde am gleichen Tage verbrannt. Zeugen sagten aus, dass der Hund niemanden etwas getan hätte.�Die Hundebesitzerin wurde durch behördlichen Druck fertig gemacht, erhielt einen Bußgeldbescheid für einen Amercian-Staffordshire Terrier, den sie nie besessen hat. Die Anzeige gegen den schießwütigen Polizisten wurde erstickt, u.a. mit Hilfe falscher - gekaufter? - Zeugen und deren „Aussagen“.��23.09.2000�Staatsanwaltschaft Hamburg�Anzeige gegen Oberbürgermeister, Innensenator, Ordnungsamt, Ausländerbehörde und Amtsveterinär wegen fahrlässiger Tötung wegen Unterlassung�Verschuldeter Tod Volkans

Ergebnis nicht bekannt.

Gab es gegen die Behörden, denen Volkan aufgrund deren Schlamperei seinen Tod „verdankt“ überhaupt Strafmaßnehmen? Es ist nichts bekannt.��19.10.1996�Staatsanwaltschaft Nürnberg�Anzeige gegen Stadt Nürnberg, vertreten durch den Bürgermeister, wegen Verstoßes gegen TSG. Die Stadt beauftragte einen Taubenfänger zum Fangen und Töten der Tiere. Es handelt sich nicht um Ausnahmefälle.�28.11.1996 Verfahren eingestellt wegen angeblich fachgerechter Tötung der Tiere. 

09.12.1996 Widerspruch dagegen

16.01.1997 und 20.1.1997

zweifelhafte Einstellungsverfügung unserer Beschwerde an uns und andere.��15.10.1996�Staatsanwaltschaft Osnabrück�Anzeige gegen die Stadt Osnabrück wegen Verstoßes gegen TSG, Auftrag zum vorsätzlichen Töten von Tauben aufgrund Verhetzungskampagne und Prüfung des Tatbestandes auf Volksverhetzung, Diskriminierung helfender Menschen, die Tiere nicht vorsätzlich verhungern lassen.�04.11.1996 per Fax Mitteilung, dass Verfahren eingestellt wurde. Es würden trotz Veröffentlichung im Stern, keine Tiere getötet.

21.11.1996 Beschwerde gegen diesen Einstellungsbescheid.

10.12.1996 Abschlägiger Bescheid, Beschwerde angeblich nicht berechtigt.

20.12.1996 Antrag nochmalige Prüfung, dass Begründungen sachlich falsch sind und sehr wohl Verstöße gegen TSG vorliegen.

02.01.1997 Keine Änderung des Bescheides, trotz offensichtlicher Falschdarstellungen

07.01.1997 weitere Ergänzung und nochmalige Hinweise auf offensichtliche Falschdarstellungen durch Justiz

22.1.1997 Abschließender Bescheid, ohne zur Änderung der falschen Darstellungen bereit zu sein.���Seite 10

15.03.1997

29.03.1997�Staatsanwaltschaft Regensburg�Anzeigen wegen Verstößen gegen TSG und eindeutiger Tierquälerei durch Landratsamt und Jägerschaft von Markt Regenstauf �27.06.1997 Einstellungsbescheid, angeblich keine Verstöße gegen TSG, Tötung wäre berechtigt.

09.07.1997 Beschwerde beim Justizminister, wie Anzeigen bei Verstößen gegen TSG gehandhabt und prinzipiell eingestellt werden.

23.7.1997 Einspruch an die Staatsanwaltschaft Regensburg wegen Einstellung des Verfahrens trotz eindeutiger Verstöße gegen TSG.

02.10.1997 Bescheid des Generalstaatsanwaltes, dass Sachbehandlung der Anzeigen wegen Verstößen gegen TSG nicht zu beanstanden wäre.

RAin mit Akteneinsicht beauftragt. Bundesverband zum Schutz vor Rechtsmissbrauch will Beschwerde beim Justizminister einreichen. 

Januar 1998 erneute Beschwerde an Justizminister wegen offensichtlicher Begünstigung von Tierqualdelikten und Verstößen gegen TSG. Keine Antwort darauf.��15.10.1996�Staatsanwaltschaft Saarbrücken�Anzeige gegen die Stadt Saarbrücken, vertreten durch den Oberbürgermeister wegen im Stern veröffentlichten Mordes an Tauben und Verstößen gegen TSG�24.02.1997 Einstellungsbescheid. Angeblich keine Verstöße gegen TSG, weil Sicherung der Volksgesundheit. Solch ein Quatsch!

20.04.1997 Einspruch gegen die Einstellungsverfügung

20.04.1997 Beschwerde beim Justizminister.

02.05.1997 Bescheid, dass Beschwerde an Gen.-Staatsanwalt weitergeleitet wurde.

28.05.1997 Nachricht auf AB vom Staatsanwalt - Entschuldigung für Falschinformation und vorab Info, dass erneute Aufnahme der Ermittlungen mit vorsorglicher Info, dass wahrscheinlich kein anderes Ergebnis

02.06.1997 Mitteilung Staatsanwaltschaft Saarbrücken, dass Ermittlungen wieder aufgenommen werden. 

16.07.1997. Erneuter Einstellungsbescheid gegen Strafanzeige, Einspruch und Beschwerde.���Seite 11

19.02.1999�Staatsanwaltschaft Saarbrücken�Anzeigen gegen Bürgermeister und den Rechtsdezernenten von Saarbrücken wegen vielfachen Verstoßes gegen TSG. Bezahlte Tötungsaktionen von Tauben, pro gemordete Taube 6,95 DM Kopfgeld, jährlich töte man 2000 Tauben�22.05.1999 Sachstandsanfrage

22.5.1999 Beschwerde beim Justizminister.

01.06.1999 Justizminister - Staatsanwaltschaft wird um Stellungnahme gebeten.

01.06.1999 Staatsanwaltschaft Saarbrücken, Mitteilung, dass Anzeige in Bearbeitung ist.

06.07.1999 Justizminister. Bescheid, dass weder 1996 bei erster Anzeige wegen Verstoßes gegen TSG noch bei zweiter Anzeige in 1999 gegen Dienstpflichten und gegen TSG verstoßen wurde.

30.08.1999 Erneuter Einstellungsbescheid der Staatsanwaltschaft Saarbrücken.

03.09.1999  Schreiben an Staatsanwaltschaft mit Bescheid, dass offensichtlich aufgrund oberflächlicher Recherchen zugunsten von Tierquälern entschieden wird. Kopie an Justizminister.��17.07.2002�Staatsanwaltschaft Saarbrücken�Anzeige gegen den damals noch regierenden Oberbürgermeister Hajo Hoffmann und gegen Herrn Kreuter, Tiefbauamt, wegen vorsätzlichen Verstoßes gegen TSG  und Massenvernichtungsaktionen an Tauben durch lebendiges Begraben hinter Plexiglas, um Kosten zu sparen. Die Tauben starben tagelang äußerst qualvoll. Erneute Taubenvernichtungsaktion trotz vielfacher aufgezeigter Verstöße gegen TSG in der Vergangenheit und jetzt noch, obwohl inzwischen Tierschutz im Grundgesetz verankert ist.�06.08.2002 Mitteilung des AZ

Sachstandsanfrage 10.11.2002��15.07.1996

31.08.1996

10.10.1996�Staatsanwaltschaft Stuttgart�Anzeigen aufgrund Fernsehsendung gegen Herrn Wirth, der Tauben mit Stromstößen tötet im Auftrag und gegen Bezahlung�15.08.1996  und 20.08.1996 weitere Mitteilungen und Informationen für die Anzeige

18.09.1996 Mitteilung AZ; 24.11.1996 Sachstandsanfrage

12.12.1996 Mitteilung an Staatsanwaltschaft, dass Beschwerde beim Gen.-Staatsanwalt eingereicht wird.

20.12.1996 Sachstandsanfrage

27.12.1996 Beschwerde beim Gen.-Staatsanwalt.

Posteingang 08.01.1997 Einstellungsverfügung vom 19.12.1996. Angeblich kein Nachweis, dass Tötung der Tiere nicht gerechtfertigt sei.

08.01.1997 Bescheid Gen.-Staatsanwalt, dass Beschwerde an Staatsanwaltschaft weitergeleitet.

25.01.1997 Einstellungsbescheid���Seite 12

06.10.1996�Staatsanwaltschaft Stuttgart�Anzeige gegen Tauben-Terminator Reiner Wolf wegen Verstoßes gegen TSG aufgrund Stern-Veröffentlichung�Posteingang 25.02.1997 Einstellungsverfügung vom 19.12.1996. Angeblich kein Nachweis, dass Tötung der Tiere nicht gerechtfertigt sei. Fast gleicher Wortlaut wie Einstellungsverfügung gegen Taubenmörder Wirth.��15.10.1996�Staatsanwaltschaft München�Anzeige gegen die Stadt München vertreten durch den Bürgermeister wegen Verstoßes gegen TSG lt. Stern-Veröffentlichung. Jäger wurden beauftragt im Stadtgebiet Tauben abzuschießen�20.12.1996 Nachfrage, weil noch keine Mitteilung des AZ

07.01.1997 Bescheid, dass Anzeige nun als vom 20.12.1996 gilt und AZ

10.06.1997 Einstellungsbescheid, angeblich handelt es sich um Einzelfälle und die Tiere würden mit vernünftigen Grund getötet.

21.06.1997 Einspruch gegen diese Einstellungsverfügung, da die Begründungen keineswegs berechtigt sein können.

21.06.1997 Beschwerde beim Justizminister

08.07.1997 Bescheid, Beweismittel einzureichen.

23.07.1997 Einreichung weiterer Dokumente und Fotodokumente verletzter und getöteter Tiere

19.09.1997 abschlägiger Bescheid des Gen.-Staatsanwaltes, angeblich liegt keine Straftat nach TSG vor.��15.10.1996�Staatsanwaltschaft Augsburg�Anzeige gegen die Stadt Augsburg, vertreten durch den Oberbürgermeister wegen Verstoßes gegen TSG, lt. Veröffentlichung im Stern. Ausrottungsaktion Tauben innerhalb des Stadtgebietes durch beauftragte Jäger�13.11.1996 Strafanzeige abgewürgt, angeblich keine verfolgbare Straftaten, trotz vorsätzlich getöteter Tauben und Verstoß gegen TSG

23.11.1996 Einspruch gegen diesen Bescheid

20.12.1996 Beschwerde beim Generalstaatsanwalt

Posteingang am 28.12.1996 Abschlägiger Bescheid des Gen.-Staatsanwaltes gegen die Beschwerde��07.07.1998�Staatsanwaltschaft Frankenthal�Anzeige gegen Herrn Balles wegen Verstoßes gegen TSG und vorsätzlicher Tierquälerei, z.B. in Käfigen gefangene Tauben über Tage ohne Wasser und Nahrung�18.11.1998 Einstellungsverfügung

06.12.1998 Dienstaufsichtsbeschwerde gegen Einstellungsverfügung

23.02.1999 Erneute Einstellungsverfügung��13.10.1996

12.11.1996�Staatsanwaltschaft Karlsruhe�Anzeige gegen die Stadt Karlsruhe vertreten durch den Oberbürgermeister wegen Verstößen gegen TSG in verschiedener Form, z.B. Fütterungsverbot. (die Tauben, als Körnerfresser, verhungern tatsächlich), wegen dolchscharfer Stahlspitzen, weiterhin wegen Verdachts der Diskriminierung und Volksverhetzung verantwortungsvoll handelnder Menschen.�18.08.1997 Entschließung zur Einstellung, weil angeblich keine Verstöße gegen TSG vorliegen. Die Dokumentationen von verletzten Tauben durch sog. Vergrämungsmaßnahmen, die den Beschuldigten sehr wohl bekannt sind,  wurden offenbar ignoriert.

Fütterungsverbot dient Abwehr von abstrakten - also unwirklichen - Gefahren. Die Tauben verhungern tatsächlich sehr qualvoll.���Seite 13

15.10.1996

�Staatsanwaltschaft Hamburg�Anzeige gegen den Bürgermeister von Hamburg wegen Verstoßes gegen TSG lt. Veröffentlichung im Stern. Quälen und Töten von Tauben mittels Stromstößen von bis zu 9000 Volt und 20 Milliampère, zum Teil gehen die Tiere in Flammen auf.�03.12.1996 Einstellung, angeblich keine strafbare Handlung, angeblich Vergrämung, keine Quälerei und Tötung. Na, wer’s glaubt ...

20.12.1996 Einspruch gegen diesen zweifelhaften Bescheid

14.01.1997 Bescheid der Staatsanwaltschaft beim Oberlandesgericht, dass Einstellung gerechtfertigt sei. Angeblich liegen keine Verstöße gegen TSG vor, nicht einmal, wenn die Tauben abgefackelt werden!��15.10.1996�Staatsanwaltschaft Konstanz�Anzeige gegen die Stadt Konstanz, vertreten durch den Bürgermeister wegen Verstoßes gegen TSG und vorsätzlicher Tierquälerei aufgrund Stern-Veröffentlichung, Tierqual und -vernichtung durch ausgelegte Giftköder�20.12.1996 Sachstandsanfrage

06.02.1997 Bescheid, dass kein Ermittlungsverfahren eingeleitet wurde. Vorwand: Es wäre eine pauschale  Behauptung.

��16.10.1996�Staatsanwaltschaft Hof�Anzeige gegen die Stadt Hof, vertreten durch den Oberbürgermeister wegen Verstoßes gegen TSG lt. Veröffentlichung im Stern. Töten der Tauben im Stadtgebiet durch beauftragte Jäger und Auslegen von Giftködern�01.04.1997 Ermittlungen eingestellt, es liegen angeblich keine Verstöße gegen TSG vor.��08.10.1996�Staatsanwaltschaft München�Anzeige gegen Eigentümer des Hauses Petersplatz 8, dem Pfarrer Thomas, den Oberbürgermeister Christian Ude wegen Verdachts des Verstoßes gegen das TSG und das Bundesnaturschutzgesetz wegen Tierquälerei durch Taubenabwehrnetze, Nagelbretter, tagelanger qualvoller Tod der Tiere, Tierquälereien wurden durch Fotos dokumentiert.�Einstellungsverfügung

04.12.1996 Beschwerde gegen Einstellungsverfügung

14.03.1997 Bescheid Staatsanwaltschaft und Aufforderung, angebliche Gesprächszeugen mit Pfarrer Thomas zu benennen.

Die Dokumentationen gequälter und getöteter Vögel blieben offensichtlich ebenfalls unbeachtet.

Ergebnis nicht bekannt, aber erahnbar wie üblich: Ermittlungen eingestellt.��08.10.1996

27.10.1996�Staatsanwaltschaft München�Anzeige gegen Prof. Kösters wegen Beleidigung, Verleumdung, übler Nachrede, Volksverhetzung aufgrund seiner Veröffentlichung im Stern im Zusammenhang mit Taubenmord bzw. Menschen, die nicht zusehen, wie Tiere tatsächlich verhungern, diese beleidigt, verleumdet, verhetzt und diesen den Gang zum Psychiater empfiehlt, damit diese „wieder in die Gemeinschaft der Menschen zurückzuführen“ sind.

Weitere Anzeige wegen Volksverhetzung.�02.12.1996 Bescheid, dass Verfahren zuständigkeitshalber an Staatsanwaltschaft Hamburg weitergegeben wurde.

09.12.1996 Einspruch, denn Prof. Kösters ist an der Uni in München tätig.

20.01.1997 Einstellungsbescheid der Staatsanwaltschaft Hamburg, da angeblich kein Anlaß zur Erhebung der Klage besteht. 

(Menschen, die nicht zusehen, wie Tiere - hier Tauben - verhungern, werden aber sofort vor den Kadi gezerrt und müssen enorme Strafgelder zahlen, währenddessen sie ungestraft von Tiermördern beleidigt werden können.)���Seite 14

29.04.1998�Staatsanwaltschaft Mainz�Anzeige gegen Herrn Werner, Ordnungsamt der Stadt Mainz wegen Verstoßes gegen TSG und Bundesnaturschutzgesetz. Einfangen von Tieren und Aussetzen in der Ingelheimer Aue, wo die Tiere keine Überlebenschance als ehemalige Haustiere haben.�Ergebnis nicht bekannt, aber erahnbar: Wie üblich, Ermittlungen nicht aufgenommen oder eingestellt.��18.05.1998�Staatsanwaltschaft Mainz�Anzeige gegen die Stadt Mainz, vertreten durch den Oberbürgermeister und gegen den Leiter des Ordnungsamtes sowie dem angestellten Außendienstmitarbeiter wegen Verstoßes gegen das TSG durch Töten von Tauben. Im Auftrag fängt der Außendienstmitarbeiter die Tauben, stopft sie in einen Sack und tötet sie an einem bestimmten Ort. Die jungen Tauben verhungern gewolltermaßen. Belegt durch Augenzeugen und durch einen Fernsehbericht.�Ergebnis nicht bekannt, aber erahnbar: Wie üblich, Ermittlungen nicht aufgenommen oder eingestellt.��05.11.1999 �Staatsanwaltschaft München�Anzeige gegen Frau Jahnke und Dr. Maier wegen Verstoßes gegen TSG aufgrund des vorsätzlichen Aussetzens von 50 Tieren, hier 50 weiße Zuchttauben, die später zwangsläufig Opfer des Stadttaubenmordes werden.�Ergebnis nicht bekannt, aber erahnbar wie üblich. Ermittlungen nicht aufgenommen oder eingestellt.��11.07.1999�Staatsanwaltschaft Karlsruhe�Anzeige gegen Eheleute Kahn wegen Verstoßes gegen TSG durch vorsätzliche Aussetzung von Tieren, hier Zuchttauben, die absehbar Opfer der Stadttaubentötung werden.�21.07.1999 Einstellungsbescheid, angeblich würde kein Straftatbestand erfüllt, aber auch diese ausgesetzten Tauben werden dann als Stadttauben gemordet, ungestraft.

30.07.1999 Beschwerde gegen Einstellungsbescheid an die Gen.-Staatsanwaltschaft

11.08.1999 Abwürgen der Beschwerde, angeblich würden die Tauben in Karlsruhe nicht bejagt, Vergrämungsmittel seien keine Gefahr. Die von Stahlspitzen durchlöcherten Körper der Tauben oder die verhungerten Tauben - Fotodokumente liegen vor - beweisen das Gegenteil.��09.07.2001

(insgesamt 12 Anzeigen)�Staatsanwaltschaft Mannheim�Anzeige gegen Bürgermeister Schmidt und Herrn Kilian wegen fortgesetzter Vergehen der Tiertötung ohne vernünftigen Grund. Heimtückische Tötung von mehreren tausenden Tieren: „Genickbrecher von Mannheim“�27.09.2001 Einstellung des Verfahrens trotz erdrückender Beweislage gegen das brutale Vorgehen der Stadt Mannheim gegen die Tiere unter dem Vorwand evtl. Krankheitsübertragung. Es wurde trotzdem bisher nie eine einzige von Tauben übertragene Krankheit nachgewiesen. Taubenmord ganz offensichtlich durch Staatsanwaltschaft begünstigt und gefördert.���Seite 15

15.05.1999�Staatsanwaltschaft Dresden�Anzeige gegen den Dresdner Zoodirektor wegen Verstoßes gegen TSG und andere Bestimmungen im Zusammenhang mit der Verschleppung von Elefanten für deutsche Zoos, Täuschung der Bundesbehörden, z.B. durch Vorsorge für artgerechte Haltung der Tiere, obwohl die Mindestkriterien gar nicht erfüllt waren. Fehlende Sondergenehmigungen. Weiterhin Tierquälerei durch Verbrennen der Füße der Elefanten durch falsch beheizte Böden, dies über längere Zeit.�28.12.1999 Einstellungsverfügung zugunsten Dr. Lücker und Verantwortliche des Bundesamtes für Naturschutz

18.01.2000 Widerspruch gegen Einstellungsverfügung und Frage, da offensichtliche Falschangaben der Staatsanwaltschaft vorliegen in Bezug auf Elefantenkuh Gustl, die angeblich angemessen separiert und in eine andere Herde überführt wurde, obwohl die Elefantenkuh entgegen der Behauptung der Staatsanwaltschaft offenbar getötet worden war.

10.02.2000 Bescheid Staatsanwaltschaft, dass Widerspruch als Dienstaufsichtsbeschwerde gewertet wird.

08.03.2000 Dienstaufsichtsbeschwerde an Staatsanwaltschaft - Ergänzungen zur Beschwerde und deutlicher Hinweis, dass die Dresdner Ermittlungsbehörde diese Verstöße gegen TSG im Dresdner Zoo offensichtlich decken will. Aufforderung zur Weitergabe an den Generalstaatsanwalt, da offensichtliche Befangenheit besteht.

Endgültiges Ergebnis nicht bekannt, aber Dr. Lücker war bis vor kurzem gefeierter Direktor des Dresdner Zoos und wurde jetzt - im Oktober 2002 - wegen anderer Vorkommnisse abgesetzt.��Juli 2002�Kreis Segeberg�Akzeptiertes Quälen von Pferden über lange Zeit, unterlassene Hilfeleistung durch Polizei, konkret Herrn Ulwerisch, und Vet.-Amt. Ein völlig geschwächtes Pferd kurz vorm Zusammenbruch, dann im Regen und Matsch liegend, röchelnd, letztendlich durch Tierarzt getötet.�Strafanzeige und Dienstaufsichtsbeschwerde auch gegen die Dorfpolizei wegen unterlassener Hilfe für das Tier und Begünstigung von Tierquälerei

Ergebnis nicht bekannt.��Januar 2002�Leipzig�Lt. Veröffentlichung 14 Pferde vorsätzlich totgespritzt von Bianca H., Tierärztin in Ausbildung.�Urteil: Haft ein Jahr und zehn Monate auf Bewährung!��Juli 1996�AG Dessau�88 Pferde durch Pferdekiller gemordet durch Messerstiche, Lanzen, andere scharfe/spitze Gegenstände�Urteil für einen solchen Pferdekiller: 11 Monate Haft auf Bewährung! Der Pferdemörder soll angeblich tierlieb sein!?

Beschwerde beim Gericht wegen diesem Gefälligkeitsurteil und in dessen Folge Ermunterung zu weiteren Straftaten - keine Antwort��Sept. 2002�Zweibrücken�Schäfer hat einmal 65 und einmal 560 seiner eigenen Schafe vorsätzlich länger andauernde Leiden zugefügt, den Tieren Wasser und Futter vorenthalten, ließ sie verwahrlosen, schor sie nicht, so dass sogar Gras im Fell der Tiere wuchs, einige Tiere verendeten in Folge qualvoll.�Urteil:  6 Monate Haft auf Bewährung und 2 Jahre Tierhaltungsverbot - Auch dies ist eine Ermunterung zu weiteren Tierquälereien!���Seite 16

März 2002�Baden-Württemberg�Anstiftung zur Tierquälerei - Arzt ließ Horror-Video drehen. Zwei Mäuse und ein Meerschweinchen wurden unter spitzem Pfennig-Absatz langsam und grausam zu Tode getreten. Dies wurde auf Video aufgenommen gegen Bezahlung. „Wichtig sei ihm, dass die Kreaturen dabei auch verspottet werden, etwa mit der Frage: ‘Hörst Du Deine Knochen knacken?’“�Urteil: 6 Monate auf Bewährung und 3000 EUR Buße (an wen?)

Angeblich sei dieser perverse Arzt ein Tierfreund!��Juli 1997�Gericht Grimmen�Drei Männer und eine Frau hatten ein Schwein gestohlen, brutal misshandelt, auch durch Messerstiche und letztendlich noch lebend und ohne Betäubung mit einer Motorsäge zersägt.�Urteil:  4 Monate Haft auf Bewährung und 300 DM Strafe, ein Jahr auf Bewährung und 500 DM Strafe, 8 Monate Haft auf Bewährung und 600 DM Strafe - Ja, auch hier regelrechte Ermunterung zu weiteren Tierquälereien durch die Justizbehörden.

Übrigens war bekannt, dass dieses Gemetzel an dem Schwein nicht deren erste Tierquälerei war. Auch ein Schaf hatte vorher Ähnliches durchleiden müssen durch diese Tierschinder.��

Deutsche unabhängige Justiz- und Vollzugsbehörden? - Oder das Gruselkabinett des deutschen Rechtsstaates? Einige wenige Beispiele von Anzeigen wegen Verstößen gegen das Tierschutzgesetz und was das Tierschutzgesetz wirklich „wert“ ist, da es permanent von Justizbehörden ad absurdum geführt wird.

Aufgrund dieses geringen Ausschnittes begünstigter Tierqualdelikte und vorsätzlicher Verstöße gegen das deutsche Gesetz muss man schon zu dem erschütternden Schluss kommen, dass auch die Justizbehörden aller Ebenen gut auf Kosten gequälter und gemordeter Tiere leben.

Anzeigen gegen Tierschützer, Jagdgegner, Hundehalter, Schächtgegner, Tierversuchsgegner, Artenschützer sind hier nicht enthalten. Diese Anzeigen von Tierschindern oder Begünstigern vonVerbrechen an Tieren gegen verantwortungsvoll handelnde Menschen würden mit Sicherheit Ordner füllen.

Der Bundesverband zum Schutz vor Rechtsmissbrauch, an den selbstverständlich eine Kopie dieses Schreibens mit der Aufstellung gehen wird, kann sicher mit sehr viel mehr Beispielen, wie durch die deutschen Justizbehörden unsere Gesetze ad absurdum geführt werden, aufwarten.

Und wir wollen auch - trotz dieses kleinen Ausschnittes skandalöser Urteile zugunsten von Tierschindern - die unzähligen Gefälligkeitsurteile zugunsten politischer Fehlentscheidungen der unterschiedlichsten Gerichtsinstanzen nicht vergessen, allen voran das Urteil des BVferG, um grausame Tierquälerei zu legalisieren, ebenso wie die bisherigen jahrelangen Gesetzesverstöße. Aber auch den äußerst tendenziösen Beschluss dieses Gerichtes vergessen wir nicht in Bezug auf die aufgrund frei erfundener Rassenlisten diskriminierten und fälschlich als Kampfhunde bezeichneten Hunde, denen pauschal aufgrund Rassezugehörigkeit unwiderlegbare Gefährlichkeit unterstellt wird.

Gefälligkeitsurteile ziehen sich durch alle Gerichtsinstanzen, am deutlichsten wird dies wohl in Bezug auf die Diskriminierung der Hunde und deren seit Juli 2000 praktizierte Ausrottung. (Es gibt einige wenige Urteile mit offenbar unabhängigen Richtern, die ihrer Informationspflicht nachkamen. Dies hat Seltenheitswert in Deutschland.)

Aber auch das nicht nachvollziehbare Urteil gegen die Verantwortliche für den tödlichen Beißvorfall in Gladbeck, das ebenfalls nicht nachvollziehbare Urteil gegen Ibrahim K., der jetzt noch Hafterlass erhalten soll. Es ist nicht bekannt, was aus den vielen Anzeigen gegen die Hamburger Ordnungsbehörde geworden ist, die den tödlichen Beißvorfall, Volkans Tod, und alle vernichtenden Folgemaßnahmen hauptsächlich zu verantworten hat. 

Man beachte auch die befristeten Tierhaltungsverbote für solche verantwortungslosen Tierhalter bzw. Tierschinder, ebenso des Hundemörders am Fluss Bille. 

Dazu sollte man einmal die Strafmaße gegen Tierschützer, Artenschützer vergleichen wegen sehr viel geringeren „Vergehen“, die keineswegs „belohnt“ werden wie Kriminelle, Tierschinder/Tiermörder oder Politiker, die z.B. der Korruption oder Schlimmerem überführt wurden. 






